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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.01.2017 

Geschäftszahl 

Ro 2014/08/0084 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/17/0121 E 15. Dezember 2014 RS 10 

(hier nur erster Satz) 

Stammrechtssatz 

Das Unionsrecht verlangt, dass zur Gewährleistung des effektiven Rechtsschutzes zumindest ein im 
Instanzenzug anrufbares Gericht insofern über eine ausreichende Rechts- und Tatsachenkognition verfügt, als es 
möglich sein muss, alle für die Wahrung der in Rede stehenden individuellen Unionsrechte relevanten 
rechtlichen und tatsächlichen Gesichtspunkte zu überprüfen (vgl. z.B. Frischhut/Ranacher, Unionsrecht und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, in: Larcher, Handbuch Verwaltungsgerichte, 2013, Seite 64, Seite 80). 
Weshalb der Umstand, dass in Verwaltungsstrafsachen vor den Verwaltungsgerichten das 
Amtswegigkeitsprinzip gilt, daher in ein Spannungsverhältnis mit Art. 47 GRC geraten könnte, ist nicht 
ersichtlich. 
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